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Gewalttätige Übergriffe sind eine - leider traurige - Realität in unserer Gesellschaft. Unter Experten ist 
zwar umstritten, ob in den Gewaltstatistiken tatsächlich eine Zunahme zu verzeichnen ist. 
Unbestritten ist jedoch, dass bei den einzelnen Fällen eine zunehmende Brutalisierung erkennbar ist. 
Einig sind sich die Experten zudem darüber, dass junge Männer aus bildungsfernen und sozial 
schwachen Verhältnissen überproportional häufig in gewalttätige Auseinandersetzungen involviert 
sind. Massnahmen zur Gewaltprävention müssen also vor allem hier ansetzen. 

Mit ihrer vorausschauenden Integrations- und Familienpolitik wie der Verabschiedung des Gesetzes 
über die Integration der Migrationsbevölkerung und der Überweisung verschiedener Vorstösse zur 
Frühförderung (beispielsweise Einführung von Vorkindergärten, Gesamtkonzept zur Frühförderung) 
haben die Regierung und der Grosse Rat erste wichtige Schritte zur Verhinderung zukünftiger 
Gewaltdelikte eingeleitet. Zur Vervollständigung fehlen jedoch Massnahmen, mit welchen man 
diejenigen direkt präventiv angehen kann, welche durch die bestehenden Instrumente nicht oder 
nicht mehr erreicht werden können. Um Gewaltdelikte minimieren und -exzesse bekämpfen zu 
können ist es wichtig, gezielt vor Ort auf mögliche Involvierte einzuwirken. 

Im Kanton Solothurn hat sich hierzu das Instrument einer so genannten Jugendpolizei bewährt. Die 
Jugendpolizei ist in den Jugendszenen aktiv und in Jugendhäusern und an öffentlichen Orten 
präsent, wo sich Jugendliche aufhalten. Sie pflegt einen offenen Kontakt zu den Jugendlichen, kennt 
potenzielle Gewalttäter sowie deren Umfeld und kann kritische Entwicklungen antizipieren. Zusätzlich 
zu ihrer Ausbildung in Gewaltprävention, Jugend-, Migrations- und Genderfragen hat die 
Jugendpolizei jedoch auch die polizeiliche Interventionskompetenz und kann, wenn es nötig ist, bei 
gewalttätigen Übergriffen unmittelbar mit polizeilichen Mitteln einschreiten. So bildet die 
Jugendpolizei eine sinnvolle Ergänzung zur mobilen Jugendarbeit und kann durch ihre präventive 
Wirkung dazu beitragen, Gewaltdelikte zu verhindern und deren teure Folgekosten zu mindern. 

Vor diesem Hintergrund bitten die Anzugsteller den Regierungsrat zu prüfen und zu berichten, ob und 
wie 

– im Kanton Basel-Stadt ergänzend zu den Angeboten der offenen Jugendarbeit und als 
Instrument zur Gewaltprävention eine Jugendpolizei geschaffen werden kann 

– diese von Beginn an mit genügend Personal ausgestattet und neben der normalen 
Polizeiausbildung auch in Gewaltprävention, Jugend-, Migrations- und Genderfragen geschult 
werden kann 

– diese mit den bestehenden Präventions- und Jugendstellen der kantonalen Verwaltung sowie 
privater Institutionen zusammenarbeiten kann. 
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